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Die Bedrohung der Freiheit in der 
modernen Gesellschaft kommt 
nicht vom Staat, wie der Libera-
lismus annimmt, sondern von der 
Gesellschaft. 

Hannah Arendt, Vita ac-
tiva (1960), S. 331. 

Wenn die Willkür und die Gesetz-
losigkeit frech und dreist ihr Haupt 
zu erheben wagen, so ist dies im-
mer ein sicheres Zeichen, daß die-
jenigen, welche berufen waren, das 
Gesetz zu verteidigen, ihrer Pflicht 
nicht nachgekommen sind. 

Rudolf von Jhering, Der 
Kampf ums Recht (1872), 
S. 26. 





Vorwort zur 2. Auflage 

In den knapp zwei Jahren seit dem Erscheinen der 1. Auflage hat sich 
nichts ereignet, was eine konzeptionelle Überarbeitung des Buches erfordert 
hätte. Im Jahre 1991 eröffnete  sich aber mit Vehemenz ein neues Feld tief-
greifend-menschenverachtender  Gewalttätigkeiten vornehmlich jugendlicher 
Täter gegen Ausländer bzw. Asylbewerber, Wirtschafts- oder genauer Ar-
mutsflüchtlinge, zum Teil auch gegen Personen und Einrichtungen der ehe-
maligen sowjetischen Streitkräfte  in Deutschland sowie gegen deutschstäm-
mige Aussiedler. Diese deprimierende Entwicklung bedurfte einer ausführli-
chen Schilderung und einer wenigstens vorläufigen Bewertung. Auch die 
Fortsetzung linksextremistischer Gewalttaten mußte angemessene Berück-
sichtigung finden, so daß vor allem im 2. Kapitel Ergänzungen vorzunehmen 
waren. Neuerschienene Literatur und Rechtsprechung wurden eingearbei-
tet. 

Mein Assistent, Herr Dr. Hans-Detlef Horn, hat mir auch bei der Her-
stellung der 2. Auflage wertvolle Hilfe geleistet. Dafür möchte ich ihm herz-
lich danken. Sehr zu danken habe ich ebenso wiederum meiner Sekretärin, 
Frau Marlen Eckenberger, die mit vorbildlicher Genauigkeit die mühevolle 
Erstellung der Reinschrift  besorgte. 

Bayreuth, im Mai 1992 

Walter Schmitt Glaeser 





Vorwort zur 1. Auflage 

Nie wieder Gewalt gegen einen demokratischen Rechtsstaat anzuwenden 
oder zuzulassen - dies war einer der nationalen Schwüre der Deutschen in 
der Bundesrepublik nach dem 2. Weltkrieg und eine der Folgerungen aus 
schmerzvoll geborenen Erkenntnissen um den Niedergang der Weimarer 
Republik. Seit über zwanzig Jahren wird dieser Schwur immer und immer 
wieder gebrochen, mit verteufelt  gutem Gewissen, nicht nur von Randgrup-
pen, häufig unter Duldung, nicht selten sogar mit Billigung der für unseren 
freiheitlichen Rechtsstaat Verantwortlichen und flankiert  von Rechtferti-
gungsideologien sich als "progressiv" gerierender Wissenschaftler und Rich-
ter. Ende 1987 hat die Bundesregierung eine "Unabhängige Regierungskom-
mission zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt (Gewaltkommis-
sion)" konstituiert, die am 16. Januar dieses Jahres ihr Gutachten vorgelegt 
hat. Es enthält auch eingehende und umfangreiche Überlegungen zur poli-
tisch motivierten Gewalt. Der Bericht, seine Analysen und seine Vorschläge 
zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt, ist eine deprimierende Bi-
lanz, aber auch ein Dokument der Besinnung und der Hoffnung.  Mit aller 
Entschiedenheit betont die Kommission: "Es muß alles getan werden, um 
die Öffentlichkeit  bzw. Bevölkerung zu überzeugen, daß Gewalttätigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland weder zu heroisieren noch juristisch, ideo-
logisch oder politisch zu rechtfertigen,  sondern ohne Wenn und Aber abzu-
lehnen ist." Freilich: Der Wunsch der Kommission, "daß die Ergebnisse ih-
rer Arbeit konstruktiv aufgenommen und nicht in die Freund-Feind-Scha-
blonen der parteipolitischen Auseinandersetzungen eingeordnet werden", 
dürfte sich kaum erfüllen. So meint etwa Heribert Franti  schon einen (!) Tag 
nach der Vorlage des Gutachtens in der Süddeutschen Zeitung (vom 
17.1.1990) feststellen zu müssen, es sei "mit dem polizeistaatlichen Griffel 
geschrieben", und die Analysen, die sich mit der politisch motivierten Ge-
walt beschäftigten, krankten "an einer Dramatisierung der Situation". Diese 
Äußerung ist symptomatisch für die Einstellung gewisser Kreise in unserem 
staatlichen Gemeinwesen, die - aus welchen Gründen auch immer - die Au-
gen vor der Wirklichkeit verschließen und die Gefahren nicht wahrnehmen 
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(wollen), die unserer freiheitlich-rechtsstaatlichen  Demokratie durch die po-
litisch motivierte Gewalt erwachsen. Die Verharmlosung gewalttätiger Aus-
schreitungen in politicis gehört zu einer der wichtigsten Strategien der Ge-
waltrechtfertiger.  Die vorliegende Abhandlung begnügt sich daher nicht mit 
einer bloßen Registrierung privater Gewaltsamkeiten der letzten zwanzig 
Jahre, sondern bemüht sich um eine exemplarische Dokumentation tätlicher 
Angriffe  auf unsere Republik, vor allem anhand von Berichten in der seriö-
sen Presse (2. Kap., A). Ein weiterer Akzent liegt auf der schematischen 
Aufbereitung der geistigen Angriffe  (2. Kap., B), die bedauerlicherweise 
auch Realität sind. Spätestens hier erweist sich das Problem des staatlichen 
Gewaltmonopols und der bürgerlichen Friedenspflicht als Phänomen staatli-
cher Legitimität. Diesen Grundfragen  ist das 3. Kapitel gewidmet. Das 4. 
Kapitel über die Voraussetzungen und Strategien für eine effektive  Gewalt-
verhinderung beschränkt sich auf einige wenige Aspekte. Die hier angespro-
chenen Fragen können aus juristischer Sicht nur sehr bedingt beantwortet 
werden; außerdem hat die (Anti-)Gewaltkommission der Bundesregierung 
vor allem die Verhinderung und Bekämpfung gerade auch der politisch mo-
tivierten Gewalt eingehend behandelt. 

Es ist mir ein besonderes Anliegen, Herrn Dr. Hans-Detlef Horn für sei-
ne wertvolle Hilfe bei der Abfassung der Schrift  herzlich zu danken. Die von 
ihm geleistete Unterstützung ging weit über eine bloße Assistenz hinaus. Er 
ist daher im Titelblatt auch ausdrücklich als Mitarbeiter genannt. Sehr zu 
danken habe ich auch meiner Sekretärin, Frau Marlen Eckenberger, die mit 
viel Fleiß und Akkuratesse die Reinschrift  erstellt hat. 

Bayreuth, im Juli 1990 

Walter Schmitt Glaeser 
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Einleitung 

Das ist keine Gedächtnisschrift  für den Rechtsstaat. Aber es gibt gefährli-
che Symptome, die zu einer raschen Erosion unseres freiheitlichen Gemein-
wesens führen können. Besonders beunruhigend ist die schwindende Akzep-
tanz des staatlichen Gewaltmonopols und der bürgerlichen Friedenspflicht. 
Bei allzuvielen Bürgern unserer Republik sitzt die Gewalt locker, wenn es 
um die Durchsetzung ihrer Interessen geht1. Vor allem die politisch moti-
vierte Gewalt hat seit Ende der 60er Jahre besorgniserregend zugenommen. 
Immer öfter wird versucht, mit Gewalt zu erzwingen, was man mit Argu-
menten nicht erreicht oder nicht erreichen zu können glaubt2. 

Natürlich gibt es auch Motive, Ursachen und Erklärungen für die Anwen-
dung politisch motivierter Gewalt. Sieht man von jenen ab, die Gewalt um 
der Gewalt willen ausüben und daher jede Gelegenheit nutzen, um ihren 
kriminellen Energien freien Lauf zu lassen, denen es allein auf die Sachbe-
schädigung und die Verletzung von Menschen ankommt, gleichgültig in wel-
chem Rahmen sich solche Gewalttätigkeiten verwirklichen lassen, ob in 
Fußballstadien oder aus Anlaß politischer Demonstrationen3 (irrationale 
Gewalt), so dürften es neben Desorientierungen, Kommunikationsschwie-
rigkeiten, Zukunftsängsten und falschen oder mißverstandenen Vorbildern 
vor allem zwei Beweggründe sein, die zu Gewaltsamkeiten als Mittel der 

1 Das Recht, so konstatiert H. Tröndle  (Die Vernachlässigung und die Ausbeutung des 
Rechtsstaates, S. 35), wird allenthalben nur noch dann anerkannt, Venn es mit den eigenen 
oder Gruppeninteressen konform geht. Das 'Recht an sich' oder gar seine Autorität und Wür-
de ist wenig gefragt. In der Ausprägung von 'law and order' ist es extrem negativ belegt und 
Gegenstand von Hohn und Häme...". 

2 Dazu statt vieler H. Oberreuter,  Gewalt und Politik, S. 171 ff.  m.w.N. - Die Tatsache, daß 
die meisten der westlichen Demokratien seit Ende der 60er Jahre eine "Renaissance der Ge-
walt" erleben (U.  Matz,  Politik und Gewalt, S. 7), macht die Sache nicht besser. Vgl. dazu W.  J. 
Mommsen, Nichtlegale Gewalt und Terrorismus, S. 441 ff.  - Zum Gewaltpotential in den Län-
dern der EG: H.-D. Schwind  /  J. Baumann (Hrsg.), Ursachen, Prävention und Kontrolle von 
Gewalt, Bd. IV, S. 21 ff. 

3 Vgl. H.-D. Schwind  //.  Baumann (Hrsg.), Ursachen, Prävention und Kontrolle von Ge-
walt, Bd. II, S. 901 ff.,  S. 934 ff.,  RdNrn. 101 ff.,  184 ff. 
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Konfliktlösung im politischen Bereich führen: Zum einen ist es die Über-
zeugung, im alleinigen Besitz der Wahrheit zu sein, für deren Durchsetzung 
jedes Mittel recht ist, auch das Mittel der Gewalt. Insbesondere die extrem-
ste Form der Gewalt, der Terrorismus, ist - wie Uwe  Backes 4 zutreffend  fest-
stellt - "weit weniger ein Wirklichkeits- als ein Wahrnehmungsproblem. 
Nicht so sehr die realen politischen, sozialen und ökonomischen Verhältnis-
se, sondern deren spezifische Perzeption durch eine kleine Minderheit bil-
den den Hintergrund der Entstehung terroristischer  Gruppen"5. Begleitet 
wird diese Überzeugung häufig von Machttrieb und Fanatismus. Zum ande-
ren ist es das Gefühl oder auch die vermeintliche Gewißheit, auf "norma-
lem" Wege mit der eigenen Meinung nicht durchzudringen, vielleicht nicht 
einmal Gehör zu finden. Nur allzuleicht paart sich dieses Gefühl mit einem 
tiefen Mißtrauen gegen Ordnungen und Institutionen im allgemeinen und 
gegen die Regeln des demokratischen Meinungsbildungs- und Entschei-
dungsprozesses im besonderen. Rigorose Interessendurchsetzung wird mit 
individueller Autonomie verwechselt. Die Folge ist ein politisch-radikaler 
Egoismus, der im selbstdefinierten "Bedarfsfall"  die Identität von Legalität 
und Legitimität aufkündigt, eine eigene Legitimität contra legem installiert, 
diese gegen alles und jeden immunisiert und dementsprechend nur noch "ei-
gengefälligen", "selektiven Rechtsgehorsam"6 übt. "Regelverletzung", "ziviler 
Ungehorsam" und prinzipiell auch die Ausübung privater Gewalt sollen in 
einer über die Legalität hinausgreifenden Legitimität ihre Basis finden7. 
Dieser intellektuelle Touch führt  in der in hohem Maße stimmungsanfälli-
gen Gesellschaft der Gegenwart8 zur Einstufung der Renitenz gegen den 
Staat als "schick", "modern", ja "progressiv"9, dies freilich nur, sofern es sich 
um "linke" Gewalt handelt. - Häufig sind die beiden Beweggründe auch mit-
einander verbunden und nur unterschiedlich stark akzentuiert. Hinzu 

4 

Geistige Wurzeln des Linksterrorismus in Deutschland, S. 41. 
5 Exemplarisch für Wahrnehmungsprobleme im literarischen Bereich sind die Beiträge in 

dem von H. Janssen  und M. Schubert  herausgegebenen Sammelband "Staatssicherheit. Die Be-
kämpfung des politischen Feindes im Innern". 

6 R. Wassermann,  Ist der Rechtsstaat noch zu retten?, S. 8. 
7 Nach Hans H. Klein,  in: Festschrift für Carstens, S. 656, liegt hier, in der Auflehnung ge-

gen die legitime Legalität im Namen einer neuen Legitimität, der Kristallisationspunkt der 
Diskussion um Grenzen der Mehrheitsdemokratie, g 

R. Wassermann,  Rechtsstaat ohne Rechtsbewußtsein?, S. 22. 
9 Zur Faszination der Gewalt in modernen Gesellschaften: H.-D. Schwind  /  J. Baumann 

(Hrsg.), Ursachen, Prävention und Kontrolle von Gewalt, Bd. I, S. 46 f., RdNr. 64. 
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kommt eine Gewöhnung an gewisse Gewaltsamkeiten, die durch ständige 
Übung so etwas wie Normalität angenommen haben. Straßenblockaden sind 
ein Beispiel. In manchen öffentlichen  Diskussionen kommt in den Geruch 
der Unanständigkeit, wer diesen angeblich so "lebendigen" und selbstver-
ständlich "demokratischen" Protest als Gewalt bezeichnet, zumal wenn da-
mit "richtige", "edle" Ziele verfolgt  werden. Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß hier ganz allgemein eine Strategie der Gewaltdesensibi-
lisierung in Gang gesetzt ist10. 

Auf den Begriff  der Gewalt bzw. der Unfriedlichkeit  ist noch im einzel-
nen einzugehen11. Im wesentlichen unbestritten ist jedenfalls, welche Gewalt 
als "politisch  motiviert"  qualifiziert  werden kann. In Anlehnung an den Be-
griff  des politischen Konflikts wird darunter eine Gewalt verstanden, "die 
von Bürgern zur Erzwingung oder Verhinderung von Entscheidungen, die 
für die Gesellschaft oder Teilbereiche von ihr verbindlich getroffen  werden, 
eingesetzt wird oder mittels der gegen Zustände und Entwicklungen prote-
stiert wird, die solchen Entscheidungen angelastet werden". Zutreffend  ist 
allerdings der Hinweis, daß die Einstufung von Gewalt als "politisch moti-
viert" in tatsächlicher Hinsicht Schwierigkeiten begegnet, weil die wahre 
Motivation des Gewalttäters als ein Internum nicht immer sicher ausge-
macht werden kann. Auf eine Unterscheidung nach tatsächlich und vorgeb-
lich politisch motivierter Gewalt muß daher verzichtet werden12. 

1 0 Typisch dafür etwa schon R. Dahrendorf  \ Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, 
S. 235: "Für die Verfassung der Freiheit ist die Herrschaft  des Rechts weniger wichtig als die 
Lebendigkeit des Konflikts." Inzwischen können sich immerhin 36 % der bundesdeutschen Be-
völkerung Umstände vorstellen, welche die Anwendung von Gewalt in der Politik rechtferti-
gen. Die Hälfte davon, also ein Sechstel der Bevölkerung, rechtfertigen Gewaltanwendung mit 
Überlegungen, die den friedlichen Meinungskampf ernstlich in Frage stellen: "Widerstand" ge-
gen unliebsame Entscheidungen (insbes. in Sachen Umweltbelastung) sowie Gewalt als Reak-
tion auf Gefühle, der Wählerwille sei mißachtet worden. Es tritt hinzu, daß 24 % der Bevölke-
rung "passive Hinderung" anderer Personen (z.B. Sitzblockaden) nicht als Gewalt einstufen: 
H.-D. Schwind  /  J. Baumann (Hrsg.), Ursachen, Prävention und Kontrolle von Gewalt, Bd. I, 
S. 48, 47, RdNrn. 67, 65. Insofern kann die Tatsache, wenn sie denn überhaupt zutrifft,  daß 
Gewalt in der Bevölkerung im allgemeinen negativ bewertet und speziell politisch motivierte 
Gewalt gegen Personen und Sachen von 94,7 % bzw. 95,4 % abgelehnt wird (vgl. H.-D. 
Schwind  /  J. Baumann, a.a.O., S. 46,48, RdNrn. 64,68), wenig beruhigen. 

1 1 Unten 3. Kap., C, II, 2. 
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Vgl. auch H.-D. Schwind  //.  Baumann (Hrsg.), Ursachen, Prävention und Kontrolle von 
Gewalt, Bd. I, S. 52 f., RdNr. 87. 


